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14° Juni 1962
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In Sachen
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Klägerin und Revisionsklägerin‚

°°°poßIon.ßnonannooo°oonouoonoooonoßo°oo°eeuc.uoo

Beklagte und Revisionsbeklagte9

hat der 4„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 14° Juni 1962, an der

mitgewirkt haben

»._SenatsPräsident Dr. B r o c k h o 1 f
als Vorsitzender,

Bundesrichter F e c h n e r und

ßundesrichter Dr„ E c k e r
als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter B 1 o b e l und
Bundessozialrichter‘ K u n'o l d

als ehrena tliche Beisitzer9

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 8„ Dezember 1960

wird zurückgewiesen°
»

Kasten sind nicht zu erstatteno

V o n R e c h t s w e g e n°
' I
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Die Beklagte hatte in einem ersten Bescheid Vom4V Jüli
1956 den Antrag der Klägerin anf Bewilligung der WitWené.

V rente ähthelehnt Hierbei hatte Sie ausgesprochen daß beim

Töd des am 18 April 19_47 verstorbenen Ehe■annos d_er Kläge—

rin die gesetzlich vorgeschriebene 1.’artezeit nicht erfüllt

gewesen sei. Anwartschaftlich habe die Versicherung hu; mit_

den nach dem 1 Juli 1945 zurückgelégten 22 Beitragsnonatén

bestanden; weitere- bis zur Mitte des ighres 1911 für den '
Versicherten anfgebrachte Beiträge seien dagegen verfa&len„

V Die gesamtzahl der-jemals entrichteten Beiträge genüge zu—

demnicht für die SogenannteHa1bdeckung„—Bei diesemerf
.sten Bescheid ließ_Ves die Klägerin zunächst bewendena„

Im
Oktober 1959 forderte sie ein zWeites Mgl die Rentengeu

währung und legte_ weitére Versicherungsunterlagen über

eine Beitragsleistung. Zur Versicherung ihres verst_orbenen
V Mannes in den Jahren 1913 bis 1920 vor° Diesen Antrag wiesV

die Beklagte mit_de■'HinweiS auf die BindungSwirkung des

'Erstbescheids éurücko.lm Hinblick auf die Änderungen neeh

’ dem Arbeiterrentthersicherung—Neuregelungsgesetz (ArVWG)

ieröffnéte sie ferner der Klägerin, daß die bindend geworde—

' ne Leistungsversagung nur dann hätte nochmals überpruft

Werden können, wenn dies bis zum 31 Dezember 1958
beantragt

_wordenwäre; mit ihrem zweiten Leie tungsbegehren kommedie
.Klägerin_ zu spät

Die
Klägerin hat die_ Anfechtungsklage erhoben und

hear trag.‚

1die Beklagte zu
verurteilen‚ ihr die Witwénréhte

zu zahleno

Sie bemerkü?dazu5 daß sie die im Oktober 1959 vorgelegten
Versicherungsunterlagen erst im Herbst_1959 in einem Ver—_

steck in ihrer Wohnung gefunden habe ' ‘
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Beide
Vor1nstanzen (Urteil des 6031a1ger1chts —SG —

Berlin

;v0m 90 Juni 1960 und Urteil des Landesscz1alger106ts — LSG —
fg_Berlin vom 8. Dezember 1960) haben die Klage abgewiesen, im

wesentlichen mit der zweifaChen Begruneung Erthens 6lei6e

V
der Erstbéecheid auch ri chtig, wenn man d1e nachträglich

6bekennt gewordenen Be1£ragsnechmelee in Recnnung stelle‚3
'da die Ze1t zw1schen dem 1 Januar 1024 und aean 311o 1är2

'1945 nieht wenigstens dur66
einen Beitrag- 'ü6er6rückt Werde

„und die Bedingungen der H&lbdegkuhg _nach' wie vor nicht ver—
7wirklight seien -(5 25 des Rentenver81cherungsuberle1tungs—

-
.—

=
'\:

_

ge'3etzes '—VRVÜG
—vom 10 JuliV1952, GVB1VI 588; 9 54 II

&des Berliner Son1alvor81cherungsenpessungsgesetzes
—

B6VAG
—

vom 3 Dezember 1950, GVBl I 542) Und zweitens stehe einer

hevfeststellung der Rente entgegen, daß die Regelung des

„Erstbescheides unä6änderlic6 geworden sei° Art 2 5 44 ArVNG
habe zwar in besbhranktem Umienge d1e,11ederholung früherer

ventenfeststellungsverfahren zügeles$en, hie1£ür aber zugleich

geine Ausschlußfr13t gesetzt Diese AuBs c}lüßirist sei gemäß

«der ihr innewohnénden Tendenz _1n allér Stré_nge
zu wehren° Es

sei dem Gesetzgeber Verkennbar'— darum Zu tun gewese'n, nach

_der durch di_é Reformgesetze des Jahres 1957 in ■ngelegenhei—

Vten der Rentenversicherung hervorgerufenen allgemeinen Unruhe

als bald wiedei die _Stabilität definitiv géregelter ■'echtsbe—

sziehungen herzus»ellen° Insofern unterscheide's1ch die Frist-
\„'6estimmung des Art' 2 $ 44 ArVNG merklich von der des 9 1546

‚Re1ChSVer31cherungsordnung (RVO% Diese Vorschrift trage_
_a■déren Belangen? nämlich den dur011Zeitablauf erhöhten

Aufklerungsschw1er1gke1ten‚ Rechnung Deshalb erscheine es'

dort im Rahmen von @ 1546 RVG verstandlich9 'wenn die Beru—

fung auf die Er18tversaumnisbei völlig klarer Sach— und

‘Rechtslege als recht$mißbräuchlich Vunbeaohtet bleiben müsse_

1Diese Überlegung treffe indessen nicht ebeneo auf' Art 2

.@44 ArVNG zu Vielmehr hihdere die Un_gleichheit des jeé'

weiligen gesetzgeberischeni Motive den Vergleich zwischen
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“den beiden genannten Fristbestimmungen‚ ja
gebiété

eogär

eine unterschiedliche Betrachtungewei$eoh- ’ "

« Die Klägerin hat dee
ihr am 24° Jenüar

1961
zugestellte

Urteil des LSG, das die Revision zugelassen hat9 am 18

_
Februar 1961 mit der Revieion ange1"ochben; booiuaucu has

sie das Rechtsmittel am 16 März 1961 Die Revision ist.v

der Meinung, daß das LSG die Bedeutung des Art 2 5 44

‘ ArVNG überschätzt habe Es habe verkanht daß der durch
‘

_diese Bestimmung ausgedr ckte gesetzgeber1sche \"ille
sich.

'im Verfahren9rechtlichen ersChöpfe und die materiell—

rechtlichen Ansaruchägruhdlagen nicht b"erühre° Ferner Sei“

Ü„die Übergangsnorm des Art 2 9 44 ßrVNG gegen 9 1300 RVO ;

.nF abzugrenzen Die zwischen2eitliche Vorschrift enge die

jFunktionsbreite der letztgenannten Beet11xung nic ht ein,
sondern sei im Gegenteil entsprechend dem Geist und dem "

Zweek dieser Beetimmung zu interpretierenq.-

Die Klägerin beantragt

vunter Aufhebung des Urteils des LSG Berlin vom

8„ Dezember 1960 una des Urteils des SG Berlin

.vom'9° Juni 1960unddesBeecheideeder Beklag;
ten Vom3‚ November 1959 die Bekiegte-zu_verur—

Iteilen‚ ihr die WitWenrente aus der Versieheé "

irnng ihres 9er8törbenén Ehemanneszu zahlen;
”hilfsweise:

‚ . .den Bescheid der
Beklagten aufzuheben und diese

' Zum Erläß des neuen Bescheides zu verpflichten

‚Sie regt ferner an: ‘ \_
" ‘

„‚_ ‚
ie Sache dem Großen Senat des Bundesstieläe—_

:
(BSG) vorzulegeng ' ' '

&

iffnieveekiegtebeantragt;
die Revision-zurückzuweieen°
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M‚' Die Revision "ist' zugelassenund daher s■atthaff; sie ist
in rechter Form und Frist einge1egt und begründet worden

__
(&&162 Abs 1 Nr 15 164 coulalgerlohtsgesetz —

SGG—)
”Ä'In

uer Sache selbst hat_ sie keinen Erfolg„

i‚_bié
Vorins„anzen

'haben
r1cht g erkannt 'Nach%4b1auf dert.

'Frist äé'sA'rt 2 & 44 Satz 4 AfVHG13t d1e Klääer1n mit_j
dem Antrag' auf Nachprufuhg des im Jahre 1956 ergangenen:

'vgund bindend gewordenen Beeoheids ausgeschlossen Es hat;
_"bé1 der endgvlt1gen 'Ab1ehnung des QGH6€H8PS ruchs sein

"f3ewenden9 ohne daß Zu erörtern ist, '06_sich das_objektive
Q\“eCh+ seit Erlaß des abschlag1geh Erstbe'scheides mteriell

?
'1n einem fiir die Klägerin vorteilhaften Sinne gewandelt hat

„'„(vg1 Art 2 & 17 ArVNG) Der durch di'e Ver5aumn1s ausge—
g'löste BechtSne cit'eil _ist n'icht mehr abzuwenden 'Die Zeitbe—

” _st1nnung, äie für die Neuanmeldung es 1e1stungsanspruchs
".gése'u2t 13?» Steilt eine matéfie11—récht116he 'Ausschluß—_

_
“frist dar„ Durch die Nibhtxvahru■g dieser Frist wird das Ü

f&‘Recht auf Überprüfung reehtskräftigér oder binäenäér Ent—
_uche1dungpn vorbehaltlos verwirkt; das Recht, das nicht '

>7_geltend gemacht wurde,‘1gt erloschen (& 131 Abs„ 1 EVO;
; ‘vg1„J VA in AN 1896, 359 Hr„ 523; AN 1915, 650 Nr„ 2080;
'4 AN 1923 177'Nr° 2074;

EUR 14 Band S 247 D1e'unterlaseenoä
'Hend1ung kann sonach nicht naohgeholt werden, g1eichviel, ob?

„
die zur Vornahme der HandlUng berecht1gte Person an der Inne?

if haltung der Frist entschuldbär verhinäeft war_ und' ihr Gesuch
& aus verständlicher Gesetzesunkenntnls n1cht rechtzei'tig

an—
"hraohte ' ' ' * ‚ —. _ ‚

'_ B1111gke1tnerw&gungen 'unä e'1nem Verwaltungsermessen ist
3 kein ieg eröffnet L198e man sie gelten, Wäre die Zeit—

schränke des Art 2 & 44 Satz 4 ArVHG gegenetands1os Wäre

: noch regelmäßig die sachliche Berecht'igung- 'des Anspruche—
_

-j stellers unschwer zu erkenneno" Es ginge —'um „eim gegenwä.r—'
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'tigen Falle zu
bleiben

— nur um die Änth t.a 1 die rei■é'4'

Rechtsfrage, ' ob der se1nerze1t maßgebendeAblennungsgrund_fp
_duch die den Hinterbl'iebenen von Versicherten entgegen—Ü '“

_
kommendeVorschrift des Ar t. 2 3117 ArVNGbese1t1gt ist

_fund &em1t die jet_zt Vom Gesetz alle1h nöch aufgestellten _1'

‘Anspruöh$erfordern1ese erfüllt e1nd _31ne zusätzlibhe aach—
eufkl ärung wäre kaum 'jemels vonr1öteh° Av1 dem geealten

__Anwendungsie1d der genannten Bést1mmung d r1te_ Sieh nahe—_"

zu unauswe■■■.ich nur'nie Alter_native zwischen e'inem kle—“G7

ren Alles. oder einemäeindéutigen Nichts aufdrärigex;° .Fälle,";

in _dénen sich dieser Schluß Weniger zwangsleuf1g ergabe, '

'sind n1cht oder doch_kaum de'nkber° „eShalb 1'1ndet der G_e—f.'
'danke, die Fris tklau$el des Art 2 é' 44 ArVNG sé_i Viellelcht

-einengend zu interpretieren, keine. Stütze'„ Ein sölcher Ge— '

*siehtspunkt' kann bloß. dort ins. Gewicht 1ellén,
wo ven dem

_'Aueschluß wegen Fristeblaufs nicht aile einschlägigen „#911-'

“Fälle betroffen Werden sollten, na sich vielleicht Fall— .""

'gruppen herausschalen lassen, die zwar noch von uem Norm1nü

„halt miterfaßt werden, an d1e' der Gesetzgeber aber mit Ge—'_;‚

,GW1ßheit_nicht gedacht hat Von .d1esem nsetzpunkt her ""'W'

;liéßen sich beispielSwei'se die @@56, 58 Bundesversor■ungsd„'
_gesétz (BVG) GF e1ns chränkend deuten° Entsprechend dem ge— ”“

'setzgeberischen Zweck, der 1Lf.r die Lin1uhrung jener „Ueei___

'schlußfristen leitend gewesen war, würde den genannten Be—_—
‚stimmungen d1e Funktion der Abwehr. gegen. tatsäch_lich wnifel—

haf£e_Fälle beigelegt (esG 14, 246; Gazu:H1pp‚erd_ejNJW
'1962 521) Liegt aber der aachverhelt ;eutlich vor ■ngen,

dann ist für ein Tatbestandsermess en i 1ells ein sol'che el_

'rechtlich überhaupt erlaubt ist — kein Platzoa '

Ein Redhtsfclgeermessen kommt'eber nicht in Betracht,_>

' \Veil das Gesetz 1n30we1t —
wie das Leistung srecht der

_geéetzl1cheh _RentenVers1cherung im allgemeinen —’zw1ngendf1

i1st (jué str1ctum) Stünde es unter den konkreten Um—711 %?

..'
\]_

_
L
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ständen feet; daß die Anspruchsvoreussetzungen verwirklicht

seien‚ könnte der Versicherungeträger seinen Entschluß nur in

der einen Richtung einer Le1»tungsgew=hrunr fassen; Des Ver—
weltungshandelh wäre von vornherein so einheitlich und be—

ständig auf ein bestimmtes Resulta t hin vorauszübestimmen9

daß die Ausschlnßfrist des Art 2 3 44 Satz 4 ArVHG nichts
“oder kaum etwas auszurichten vermöohte„ Des "esetz würde in

‚sein Gegenteil verkehrte l.

In äer'ReChtsprechung der nachgeordneten Gerichte {vgl° LSG

Essenvom45 Oktober1961_—L’3 J 422/60_) ist nundie
küssehlußkleu3el teilweise in einen ano eren, wesentlichßü

milderen Lichte gesehen wordeng'men hat diese Klausel in
' Be2iehung gesetzt zu Art° 2 @25 ÄrVNG und gemeint, äes Ren—

_
tenieetstellunésVerfehren, des erst nach dem 31 Bezember

°-1958 einb celeitet worden sei, sei nieht
— wie es allerdings

dem Wortlaut des Art° 2 5 44 Satz.4 entnommen werden könnte —
schlechtefding3 unzulässige Der Eentenbewerber habe sich viel-

“.‚mehr lediglieh um den Vorteil einer Rückverlegung des Renten-
11béginns auf den 1„ Januar 1957'gebrecht° Stattdessen müsse er

jetzt gegen sich gelten lasseng daß für den Anfang der Lei—

stung auf den Zeitp_unkt des Neuantregs abgestellt'werde; »
Diesem Eöeungévorschleg kann nicht gefolgt werden° Macht man

‚sich die Argumentation dieser fns icht zu eigen, so müßte man

zunächst unterstellen,_deß die Vorschrift des Art° 2 5 26
Anet“2 ArVNG nur solche Anträge betreffe,die zuvor noch
nicht besehieden woräen waren° Würde dägégen ein Rentenänel

‚spruch Zu wiederholten=■alen angemeldet, käme es für den Be—

ginn der Leistung nicht darauf an9 ob dx: "materiellen“ An—

3pruchsvoraussetzungen bei Inkrafttreten des Gesetzes erfüllt

waren oder nieht° Diese Auffassung ist nicht zu halten°
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. )._,_

‚__,

ffD2s' Gegente1l $pridht Satz '2 der 2egefuhrten
VorsQhr1112Pf

aus (Art 2 @ 25 !bso 2 ArVNG) „Vor allem acer is t eih22+‚

' wenden, d2ß 'äer aufgeze1gte „rlauterun ;eversuch 2n „ftb1 '
12 @44 ArVNG vorbe1gehto Die- Existenz dieser Dest1mmunp"

_.w1rd einfach geleugn et G1bt dochd2s GeSetz gerade an die—
'

ser
Ste11e die Anwe1e'ung, 228 auf 210 «lOQOlPO1UDg e'nes

-‘rechtsrraft1g oder bindend abge1e hnten 121stunvsantraßs '
}Ä■ür Während einer ubergangsze1t 1ngeyangen werden dürfe

'Üd23 e$ 1mübrigen jedoch bei der rechtskraft1gen oder
'b1ndenden.Vorent50he1dung ble1beh mü22e Dies e Anve■sung

“beruht auf der une1ngeschrankten 1chtung deM eetzgebne
1"Vor dem Institut der Rechtskraft 'und Bindung Dieses ge«__
—setzgeberlsche Motiv k2nh nicht hi _nweggedaoht veräen; ohne

.'daß Art 2 4 44 Satz 2 3 und 4 Ar IDG_■entfie1eo_ ‚- “**

_SO11
die usschlußklau e1' des'Art 2 9

44 Satz' 4 A'rVDG

.n1cht als„ uberflu221g béh2ndelt' w13dén, dann kann in den'f>

>_von dieser Vorschrilt begriffenen Sachen aueh n1Cht 2Uf '
'__&‘13oo RVG 2u1uok22gr1ffen werden° " "

'D8V0'n
abgesehén‚' 'bedürfte-es

der inwé■dühg des @ 13_oo RVQ_
'nicht Die tatbest2ndl1chen Voraus32t2ungen des & 73oo -RVÖ'

'und des Art 2 $ 44 ArVDG decken sieh 'n1.oht Duréh den
bindend gewordenen urotbPoCheld ist die Leistung nicht

‚”zu Unrecht” 2bgé1ehnt werden° Viélm0hr h2t sich nech 32*r

„laß d.es V°rwaltungsakts das Recht veuneert es feh1t an '_
(der Indentität zw1scnen dem Recht, 2uf dem der b1ndendel■?

iBeecne1d beruht„; e1nerse1ts und dem nunmehr «eltenden "

'Reeht 2h_$dererseits° Auf eine _derert1ge _Situ2tion 1et_ ä'1e.'_

'Wirkung der Rechtskna1t oder Bindung (V 77 SGG) nicht ohneÄ

‘2usdruckllohe Anordnung des Gesetzes zu
erstrec'kenc R0“1t

„
Edoch demb1ndenden Verwaltungsakt lediglich die Tragwelte ."2u_, daß mit i'hm aber den etr1tt11 gen Anspruch d e m f

'f

N'G
e s e t z e g _e

m 2 B entsoh*edeh werde'n ist Der.fz.

_Besche1d 2prioht nur aus9 was' die K1ägerin damals „«2121Ä_f;

» ‚ \ ..

. _ ‚r;9
. . « ‚4 \. -r
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der Verwaltungsakt.erging‚ ven der Beklagten zu verlangen '

hatte° Dagegen ist mit diesem Bescheid nicht‘über ein Recht

:vbefunden werden, dasfür die Klägerin noch gar nicht zur Ent-
'stehung gelangen konnte (vgl° Bundesverwaltungsgericht vom

13„ Dezember 1956, Sammel-uq■achecnlagewerk LAG @265 Nr° ?
Schaefer DÖV 19609 8513 "Gesetzesänderung, Verwaltungsakte
und Rechtskraft von Urteilen"; Weidner‚ JZ 1959‚ 704 mit

Rechtsprechungsnachweisen aus der Rechtsprechung des RG

und des BSG)„ Um so mehr muß es auffallen‚ daß Art() 2 5 44
ArVNG dem Erstbescheid eine über die normale Bindungewir—

kung hinausgreifende Kraft heimißt und von einer fortwir—
kenden Last unanfechtber gewordener Vorentscheidungen aus—

geht° Ohne die Regelung des Art„ 2 5 44 Satz 4 ArVNG wäre

es der Klägerin aus
Gründen der Bindung an den Erstbescheid

nicht verwehrt gewesen, ihren Rentenenspruch im Jahre 1959

von neuem anzumelden und eine rrüfung in den Punkten zu ver
anlässen, in denen sich nach Erlaß des früheren Bescheides

das objektive Recht gewandelt hatte° Dadurch9 daß der Erst—

bescheid gegenüber dem geänderten Recht aufrechterhalten

bleibt, wird die Klägerin im Vergleich zu solchen Berechtig

_
ten schlechtergestellt, die es unteräder Herrsche■t des äli

‘ ren Rechte nicht zu einem bindembn Bescheid kommen ließen°

Nun ist der Grundsatz, daß_bindende Verwaltuhgeakte unabe

änderlich seien‚ in Art° 2 5'44-ArVNGsehr wohl durch;
brechen° Zeitweise wurde der Bescheid_der Möglichkeit eine:

Abänderung ausgesetzt° Damit hat der Gesetzgeber auf das

' Postulat der Gerechtigkeit und auf den Gleichheitsgrundeet

hinreichend Bedecht
genommen° Freilich vermag die Lösung

des Gesetzes nicht rundweg zujbefriedigen° Es erscheint

zweifelhaft; ob die gesetzgeberische Maßnahmeder Tatsadhe
voll gerécht'wird, daß der.An$pruch auf Rente sich nicht 1

einer einmaligen Leistung erschöpft, sohdérn der Befrie—

.
digung eines andauernden, unter der Herrschaft des neuen,

_10_
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__Rééhts
810h fortsetzenden Interessesd1ent De'r UEDG+7LO @r

__mag _darüber hinau3> di @ Reichweite der .Rech'tskreft— und

B1ndungSW1rkung uberschetzt haben;' IVndeSSen hat er die Glen—
Z@n, die seiner „ntschl1ePungsfre1he1t dureh. da.s Grundge—w

J1setz_ gesteckt sind, nicht überschritten„ Se1ne Sorg@ vo r_;'f

}der durch ä'1e Rentenrechtareform in d1@sem geeht3be 1ch '
'wachgerufenen alig@me1nen Unruhe und vor e1nem {bernaß

„
_anUn31cherhe1t undVerwaltungsarbe1t ist durch@uszu

b@—_w'
'.gre1fen„ Es' _kann 11cht als_ unvernun1tlg und uhse chgemuß
fbezeichnét Vwerdén, .daß es dem GeSetzgebér darum._g1ng,_1n

_' läng3t ebgewiokelten, aber W1nder_aufge ebten. aechtsne 1e-
._'hUngén naeh Ablau1 einer Tu“ich'lich bemessonen Uberlegun«s—_'

u_ndHandlungsfrist endgult1g klare Verhaltn1 se zu seh ff@n,
i_D1e ßusschlußfrist des Art 2 3 44 Satz 4—LrVJG .hält n1th1n

*geine_r Kr1t1k _nach verfassungsrecht110hen 310ht11n10n etand

Die Eeklante
war im

H'1nb11ek
auf diesen Fristablauf ni5ht

_gehalte n, e1nen neuen Rentenfeststellungebescheld zu @r— „
' teilen, Sie War vielmehr befugt und verpflichtet, den' wie;

_Üderholten Antrag als v@r@pätetV ZUTUCkZUMGsen° hc1neewegs

trifft sie. der V'orwurf anzulassiger Rechts u@übung ‘ Von' '
1einér rechtsm1ßbrauch11chen Berufung auf die Fristver'

{sänmnis könnte b@ispiél@weise dann die R@de sein,
Wenn'1

di>@Beklagte in unerträglich er Weis'e auf der ueooachtung
lvon Eörm110hkeitén bestünde, wenn sie sich nchht in einer'

als rechtsfehl@rhaft eVrkennten Entscheidung trennen würde

_(ng BSG 7, 156)_ Sie handelt indes sen geeetzmaß1g, wenn
'sie' eine materlell—rechtl1che Auss@hlußffist SQ Vbefoigt, wi@'

sie vom Gesetz für Sachlagen der>vorliegenden_1rt _erg@—_;

@@hén istV„.

Demnach ist
an dem

angefochtenen
Vervaltungsakt 'der Be—

klagtén n1chts @uszu@etzen„ Auch in d'1esem R@chtszu'ge konn

te die KMgérin m1t ihren dagegen gerichteten Augriffen ““
(_.
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"_—‚115-
.

nicht durchdringen. Die}Révisiön War mit der aus @195
Abs„ 4 SGGfolgenden KoStenentscheidung.zurückzuweiSen‚

.l‘.
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